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& Ubersetzung des Dokuments Nr. E-2/01/26

SITZUNGSBERICHT
in der Rechtssache E-2/01

betreffend einen ANTRAG der Verwaltungsbeschwerdeinstanz des Furstentums
Liechtenstein an den Gerichtshof gemass Artikel 34 des Abkommens der EFTA-
Staaten Uber die Errichtung einer EFTA-Uberwachungsbehorde und eines EFTA-
Gerichtshofs auf Erlass einer Vorlageentscheidung im Verfahren (ber die gegen
die Entscheidung der Regierung des Firstentums Liechtenstein gerichtete
Beschwerde von

Dr. Martin Franz Pucher

uber die Auslegung der Artikel 4,31 und 33 des EWR-Abkommens.

l. Einleitung

1. Mit Beschluss vom 12. Marz 2001, beim Gerichtshof eingegangen am 14.
Méarz 2001, hat die Verwaltungsbeschwerdeinstanz des Flrstentums
Liechtenstein einen Antrag auf Erlass einer Vorlageentscheidung im Verfahren
uber die gegen die Entscheidung der Regierung des Flrstentums Liechtenstein
gerichtete Beschwerde des Dr. Martin Franz Pucher (nhachstehend:
Beschwerdefiihrer) gestellt.

2.  Der Rechtsstreit vor der Verwaltungsbeschwerdeinstanz betrifft die Frage,
ob eine liechtensteinische Rechtsvorschrift, nach der wenigstens ein Mitglied der
Verwaltung einer Verbandsperson dauernd in Liechtenstein wohnhaft sein muss,
mit dem EWR-Abkommen vereinbar ist.

1. Rechtlicher Hintergrund
EWR-Recht

3. Die Fragen des nationalen Gerichts betreffen die Auslegung der Artikel
4,31 und 33 des EWR-Abkommens (EWRA).

4.  Artikel 4 EWRA lautet:



“Unbeschadet besonderer Bestimmungen dieses Abkommens ist in seinem
Anwendungsbereich jede Diskriminierung aus Griinden der Staatsangehdrigkeit
verboten.”

5. Artikel 31 EWRA lautet:

“(1) Im Rahmen dieses Abkommens unterliegt die freie Niederlassung von
Staatsangehorigen eines EG-Mitgliedstaats oder eines EFTA-Staates im
Hoheitsgebiet eines dieser Staaten keinen Beschrankungen. Das gilt
gleichermassen fur die Grindung von Agenturen, Zweigniederlassungen oder
Tochtergesellschaften durch Angehérige eines EG-Mitgliedstaats oder eines
EFTA-Staates, die im Hoheitsgebiet eines dieser Staaten ansassig sind.

Vorbehaltlich des Kapitels 4 umfasst die Niederlassungsfreiheit die Aufnahme
und Auslbung selbstéandiger Erwerbstatigkeiten sowie die Grindung und
Leitung von Unternehmen, insbesondere von Gesellschaften im Sinne des
Artikels 34 Absatz 2, nach den Bestimmungen des Aufnahmestaats flr seine
eigenen Angehorigen.

(2) Die besonderen Bestimmungen Uber das Niederlassungsrecht sind in den
Anhéangen VIII bis XI enthalten.”

6. Artikel 33 EWRA lautet:

“Dieses Kapitel und die aufgrund desselben getroffenen Malinahmen
beeintrachtigen nicht die  Anwendbarkeit  der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften, die eine besondere Regelung flr Auslander vorsehen
und aus Griinden der offentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit
gerechtfertigt sind.”

Nationales Recht

7. Das vor der Verwaltungsbeschwerdeinstanz beanstandete nationale Recht
ist das Personen- und Gesellschaftsrecht vom 20. Janner 1926 in seiner
geénderten Fassung (nachstehend: PGR).

8.  Artikel 180a PGR lautet:

“(1)Wenigstens ein zur Geschaftsflhrung und Vertretung befugtes Mitglied der
Verwaltung einer Verbandsperson muss ein dauernd im Inland wohnhafter
Staatsangehoriger eines EWR-Mitgliedstaats sein und die inlandische
Berufszulassung als  Rechtsanwalt, Rechtsagent, Treuh&nder  oder
Wirtschaftsprifer besitzen.

(2) Gleichgestellt sind im Inland wohnhafte Personen, die einen den
Anforderungen von Abs. 1 entsprechenden, von der Regierung durch Gesetz
oder Staatsvertrag anerkannten Ausbildungsnachweis besitzen, zu einem
Rechtsanwalt, Rechtsagenten, Treuhander oder Wirtschaftspriifer, zu einer
Treuhandgesellschaft oder Revisionsgesellschaft oder zu einer Bank in einem
hauptberuflichen Dienstverhaltnis stehen und ihre Tatigkeit im Sinne von Abs. 1
im Rahmen dieses Dienstverhaltnisses ausiiben. Fir Ausléander, die nicht



Staatsangehorige eines EWR-Mitgliedstaats sind, ist die
Niederlassungsbewilligung erforderlich.

(3) Von der Verpflichtung gemass Abs. 1 sind Verbandspersonen ausgenommen,
die aufgrund des Gewerbegesetzes oder eines anderen Spezialgesetzes einen
befahigten Geschaftsfiihrer besitzen missen.”*

I11. Sachverhalt und Verfahren

9. Der Beschwerdefthrer, Dr. Martin Franz Pucher, ist ein dsterreichischer
Staatsbiirger mit Wohnsitz in Feldkirch, Osterreich. Wie aus dem Antrag der
Verwaltungsbeschwerdeinstanz auf Vorlageentscheidung hervorgeht, besitzt der
Beschwerdefiihrer in Liechtenstein die Berufszulassung als Treuhdnder und ist
Geschaftsfiinrer einer liechtensteinischen Treuhandgesellschaft mit Sitz in
Liechtenstein. Die liechtensteinischen Behdrden haben es abgelehnt, ihm eine
dauerhafte Aufenthaltsbewilligung zu erteilen.

10.  Am 29. September 1999 beantragte der Beschwerdefiihrer beim Amt fiir
Finanzdienstleistungen des Furstentums Liechtenstein die Erteilung einer
Bewilligung gemass Artikel 180a PGR. Das Amt fir Finanzdienstleistungen
lehnte die Erteilung der beantragten Bewilligung im Wesentlichen mit der
Begriindung ab, der Beschwerdefiihrer habe zu dieser Zeit in Osterreich gewohnt
und daher nicht das Erfordernis des dauerhaften Wohnsitzes in Liechtenstein
nach Artikel 180a erfullt.

11. Der Beschwerdefiinrer erhob Beschwerde an die Regierung des
Furstentums Liechtenstein mit dem Antrag, die Entscheidung des Amtes fir
Finanzdienstleistungen aufzuheben und ihm die Bewilligung zu erteilen. Die
Regierung des Firstentums Liechtenstein wies die Beschwerde mit Entscheidung
vom 19. September 2000 ab.

12.  Gegen diese Entscheidung erhob der Beschwerdefiihrer Beschwerde an
die Verwaltungsbeschwerdeinstanz. Im Verfahren vor der
Verwaltungsbeschwerdeinstanz macht er geltend, das Wohnsitzerfordernis des
Artikels 180a PGR sei unvereinbar mit dem EWR-Abkommen.

13.  Die Verwaltungsbeschwerdeinstanz hat beschlossen, einen Antrag auf
Vorlageentscheidung an den EFTA-Gerichtshof zu richten.

IV. Fragen

14.  Folgende Fragen sind dem EFTA-Gerichtshof vorgelegt worden:

Der Text der Fussnote im englischen Text ist nicht relevant fiir die deutsche Ubersetzung.



V.

15.

Stellt das Wohnsitzerfordernis von Artikel 180a Absatz 1 PGR eine
offene oder versteckte Diskriminierung aus Grunden der
Staatsangehorigkeit gemass Artikel 4 EWR-Abkommen dar, oder
stellt dieses Wohnsitzerfordernis eine Beschrankung des Rechts auf
freie Niederlassung gemass Artikel 31 EWR-Abkommen dar??

Wenn die Frage 1 bejaht wird: Ist die Diskriminierung bzw.
Beschrankung aus Grinden des Allgemeininteresses, insbesondere
der offentlichen Ordnung und Sicherheit (siehe Artikel 33 EWR-
Abkommen), gerechtfertigt?

Schriftliche Erklarungen

Gemadss Artikel 20 der Satzung des EFTA-Gerichtshofs und Artikel 97 der

Verfahrensordnung haben schriftliche Erklarungen abgegeben:

der Beschwerdefihrer, Dr. Martin Franz Pucher, in eigener Person;

die Regierung des Firstentums Liechtenstein, vertreten durch Beatrice
Hill, Stellvertretende Leiterin der Stabsstelle EWR-Abkommen der
Regierung des Furstentums Liechtenstein;

die Regierung von Island, vertreten durch Anna J6hannsdoéttir, Beamtin
der Rechtsabteilung des Ministeriums flr auswartige Angelegenheiten, als
Bevollméchtigte;

die Regierung von Norwegen, vertreten durch Helge Seland,
Stellvertretender ~ Generaldirektor,  Ministerium  fur  auswartige
Angelegenheiten, als Bevollméchtigten;

die EFTA-Uberwachungsbehorde, vertreten durch Michael Séanchez
Rydelski und Elisabethann Wright, Beamte der Abteilung Rechtliche und
exekutive Angelegenheiten, als Bevollmachtigte;

die Kommission der Européischen Gemeinschaften, vertreten durch John
Forman und Maria Patakia, Rechtsberater, Juristischer Dienst, als
Bevollméchtigte.

Dr. Martin Franz Pucher

16.

Der Beschwerdeftihrer, Dr. Martin Franz Pucher, leitet seine Erdrterung

der Frage, ob das beanstandete Wohnsitzerfordernis gegen Artikel 31 EWR-
Abkommen verstosst, mit der Feststellung ein, der Gerichtshof der Europdischen

Der Text der Fussnote im englischen Text ist nicht relevant fiir die deutsche Ubersetzung.



Gemeinschaften interpretiere die entsprechende Bestimmung des EG-Vertrags
als allgemeines Verbot der Diskriminierung und von Beschrankungen der
Niederlassungsfreiheit.

17. Das Wohnsitzerfordernis bewirke eine versteckte Diskriminierung im
Sinne der Urteile Clean Car Autoservice./.Landeshauptmann von Wien® und
Rainford-Towning®. Das Erfordernis sei eine nationale Massnahme, die die
Ausubung der durch das EWR-Abkommen garantierten grundlegenden Freiheit
der Niederlassung behindern oder weniger attraktiv machen konne, aber keine
einzige der im Urteil Gebhard./.Consiglio dell’Ordine degli Avvocati e
Procuratori di Milano® aufgestellten VVoraussetzungen fir ihren Bestand erfiille.

18.  Die beanstandete nationale Bestimmung sei durch keinen der in Artikel 33
EWR-Abkommen genannten Griinde des Allgemeininteresses gerechtfertigt.
Entgegen der Auffassung der liechtensteinischen Regierung sei das
Wohnsitzerfordernis nicht geeignet, dem angeblich verfolgten Zweck zu dienen,
dass wenigstens ein verantwortliches Mitglied der Verwaltung jederzeit
ansprechbar und notfalls auch greifbar sein misse.

19.  Das Wohnsitzerfordernis sei rein formalrechtlicher Natur und gewéhrleiste
nicht, dass ein Mitglied der Verwaltung erreichbar oder greifbar sei, da es dieses
nicht zu standiger Anwesenheit in Liechtenstein verpflichte.

20.  Auch eine allenfalls entstandene Haftung der juristischen Person werde
durch das Wohnsitzerfordernis nicht leichter exekutierbar. Zur effektiven
Durchsetzbarkeit einer solchen Haftung fehle es dem Wohnsitzerfordernis an
Zusatzkriterien, wie etwa Massnahmen zur Sicherstellung der tatséchlichen
Anwesenheit des Mitglieds der Verwaltung oder dem Vorhandensein greifbarer
Vermaogenswerte.

21.  Der Verweis der liechtensteinischen Regierung darauf, dass Liechtenstein
dem Ubereinkommen von Lugano® nicht beigetreten sei, gehe fehl. Die
Durchsetzung einer gerichtlichen Entscheidung gegen ein Mitglied der
Verwaltung, das sich dem durch Flucht entziehen wolle, sei gleich schwierig, ob
dieses nun das formale Erfordernis eines Wohnsitzes in Liechtenstein erftille oder
nicht.

22.  Auch das Argument der liechtensteinischen Regierung, ein Mitglied der
Verwaltung mit Wohnsitz in Liechtenstein konne sich zwingenden
Rechtsvorschriften schwerer entziehen als ein solches mit Wohnsitz im Ausland,

3 EuGH C-350/96 Clean Car Autoservice./.Landeshauptmann von Wien, Slg.1998, 1-2521.
4 E-3/98 Rainford-Towning [1998] EFTA Court Report 205.
5 EuGH C-55/94 Gebhard./.Consiglio dell’Ordine degli Avvocati e Procuratori di  Milano,

Slg.1995, 1-4165.

Ubereinkommen vom 16. September 1988 iber die gerichtliche Zustandigkeit und die
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (ABI.1988 L 319, S. 9).



sei zuriickzuweisen, da derartige Rechtsvorschriften die gleiche zwingende
Geltung fiir Personen mit Wohnsitz im Ausland hatten.

23.  Uberdies sei — entgegen der von der liechtensteinischen Regierung
vertretenen Ansicht — das Wohnsitzerfordernis zur Starkung des Ansehens des
Finanzplatzes Liechtenstein nicht geeignet. Aus den bereits genannten Griinden
sei ein solches formales Wohnsitzerfordernis ein fur den Gl&ubigerschutz
ungeeignetes Mittel.

24.  Der Beschwerdefuhrer sieht sich durch die beanstandete nationale
Bestimmung gehindert, seinen Beruf als Treuhander frei und ohne Beschréankung
auszuliben. Um als Mitglied der  Verwaltung einer liechtensteinischen
Verbandsperson agieren zu koénnen, misse er einen dafir zu entlohnenden
Berufskollegen mit Wohnsitz in Liechtenstein beiziehen. Dies behindere ihn in
der Austibung seines Berufs.

25. Nach Gemeinschaftsrecht sei eine Person dort wohnhaft, wo sie dauernd
Raumlichkeiten innehabe mit der Absicht, regelmassig dorthin wiederzukehren.
Er, der Beschwerdefuhrer, erflille diese Voraussetzungen und sei daher fiir die
Zwecke der beanstandeten Bestimmung auch als dauernd in Liechtenstein
wohnhaft anzusehen. Er sei geprufter und eingetragener liechtensteinischer
Treuhander. Er habe eine Kanzlei in Liechtenstein, die die Anforderungen an
eine Wohnung erfllle, und verfuige tUber eine Bewilligung zur Austibung seines
Berufs in Liechtenstein und zum durchgehenden Aufenthalt dort an mindestens
finf Tagen pro Woche.

Die Regierung des Firstentums Liechtenstein

26.  Die liechtensteinische Regierung tragt vor, die Frage der Vereinbarkeit
des Wohnsitzerfordernisses des Artikels 180a PGR mit Artikel 31 EWRA musse
unter Berlcksichtigung des rechtlichen und tatsachlichen Kontexts dieser
Bestimmung in Liechtenstein gepruft werden, namentlich der Bedeutung des
Funktionierens des Sektors der Finanzdienstleistungen fur die liechtensteinische
Wirtschaft und der liberalen Haltung Liechtensteins in Bezug auf die Regelung
dieses Sektors, durch die gunstige Bedingungen flr dessen Tatigkeit geschaffen
werden sollten.

27.  Liechtenstein folge dabei der Inkorporationstheorie, wonach fir die
Anwendung des PGR der Ort der Eintragung einer Gesellschaft entscheidend sei
und nicht der Ort des Sitzes der zentralen Verwaltung oder der
Hauptgeschéftsort. Die liberalen Regeln des PGR galten fir alle in Liechtenstein
eingetragenen juristischen Personen.

28.  Die meisten in Liechtenstein eingetragenen Gesellschaften seien solche,
die keine Geschéftstatigkeit in Liechtenstein ausubten (Sitzgesellschaften). Das
PGR unterscheide zwischen solchen Gesellschaften und Gesellschaften, die in



Liechtenstein tétig seien (aktive Gesellschaften), in der Weise, dass nur die
erstgenannten dem Wohnsitzerfordernis unterlagen.

29. Das Wohnsitzerfordernis fir Mitglieder der Verwaltung wvon in
Liechtenstein eingetragenen Gesellschaften musse im Zusammenhang mit der
Bestimmung gesehen werden, wonach alle Mitglieder der Verwaltung einer
solchen Gesellschaft zur Geschaftsfuhrung befugt seien.

30.  Bestimmte Mindesterfordernisse, darunter das Wohnsitzerfordernis nach
dem PGR, seien notwendig, um den Missbrauch der in diesem Gesetz
vorgesehenen liberalen Regeln zu verhindern. Zweck des beanstandeten
Wohnsitzerfordernisses sei es, das Funktionieren und den guten Ruf des
liechtensteinischen Sektors der Finanzdienstleistungen zu gewaéhrleisten, unter
anderem durch die Sicherstellung der Durchsetzung des geltenden Rechts.

31. Das PGR bewirke keine Beschrdnkung des Zugangs zum Beruf des
Treuhdnders oder der Ausibung dieses Berufes. Es stelle nur die
Mindestanforderungen auf, denen ein Mitglied der Verwaltung einer
Sitzgesellschaft genugen misse. Zur Stutzung dieses Vorbringens weist die
liechtensteinische Regierung darauf hin, dass die liechtensteinischen Behoérden
dem Beschwerdefuhrer die Bewilligung erteilt hatten, als Treuhdnder in
Liechtenstein tatig zu sein. Der Zugang zum Beruf des Treuhdnders und dessen
Auslibung seien im Treuhdndersgesetz geregelt.

32. Die beanstandete nationale Bestimmung gelte fiir liechtensteinische
Staatsangehorige und Angehorige anderer EWR-Mitgliedstaaten gleichermassen,
es gebe keine offene Diskriminierung aus Grunden der Staatsangehorigkeit, die
zu einer Artikel 31 EWRA zuwiderlaufenden Beschrankung fiihrte. Zudem stehe
die Verweigerung der Aufenthaltsbewilligung an den Beschwerdefihrer im
Einklang mit dem Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses Nr.
191/1999’, nach dem Liechtenstein jahrlich nur eine begrenzte Zahl von
Aufenthaltsbewilligungen zu erteilen brauche.

33.  Zwar folge aus der Rechtsprechung® des Gerichtshofs der Europaischen
Gemeinschaften und des EFTA-Gerichtshofs, das nationale Bestimmungen, die
eine Unterscheidung nach dem Wohnsitz tréfen, geeignet seien, vor allem zum
Nachteil von Angehotrigen anderer EFTA-Staaten zu wirken, da Personen ohne
Wohnsitz im Inland in ihrer Mehrheit Auslander seien. Nach der

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses Nr. 191/1999 iiber die Anderung der Anhénge
VIl (Niederlassungsrecht) und V (Freiziigigkeit der Arbeitnehmer) des EWR-Abkommens
(ABI.2001 L 74, S. 29).

8 EuGH C-279/93 Schumacker, Slg.1995, 1-225; EUGH C-221/89 Factortame u. a., Slg. 1991, I-
3905; E-3/98 Rainford-Towning [1998] EFTA Court Report 205.



Rechtsprechung® des Gerichtshofes der Europaischen Gemeinschaften sei das
Wohnsitzerfordernis jedoch objektiv gerechtfertigt.

34.  Die Wirtschaft Liechtensteins hénge in erheblichem Masse vom Sektor
der Finanzdienstleistungen ab. Bei der Beurteilung der Bedeutung dieses Sektors
fir Liechtenstein musse die besondere Situation des Landes im Allgemeinen
beriicksichtigt werden, wie sie vom EWR-Rat™ und in der Rechtsprechung des
EFTA-Gerichtshofs'* anerkannt worden sei. Zudem unterscheide sich der
liechtensteinische ~ Sektor  der  Finanzdienstleistungen ~ von  anderen
Finanzdienstleistungssektoren dadurch, dass er auf einen sehr engen Bereich von
Spezialdienstleistungen beschrénkt sei.

35. Massnahmen zum Schutz gegen Missbrauch des Sektors der
Finanzdienstleistungen missten vor dem Hintergrund der besonderen Bedeutung
dieses Sektors in Liechtenstein gesehen werden. Das Land habe einen Ruf als
fihrendes Finanzzentrum. Wenn der Sektor der Finanzdienstleistungen in Verruf
gerate, werde dadurch das Ansehen des Landes insgesamt geschadigt. Im
Rahmen der liberalen Regeln des liechtensteinischen
Finanzdienstleistungssektors sei die Beachtung der Mindesterfordernisse
wesentlich, um Missbréuche des Systems zu verhindern.

36.  Der Hauptzweck des Wohnsitzerfordernisses sei es, die standige Prasenz
mindestens eines der Mitglieder der Verwaltung juristischer Personen in
Liechtenstein sicherzustellen. Eine solche standige Verbindung mit Liechtenstein
sei unerlasslich fir die Durchsetzung des geltenden Rechts. Der
liechtensteinische Gesetzgeber habe das Wohnsitzerfordernis aufgestellt, um die
effektive Kontrolle der Tétigkeit des Finanzsektors sicherzustellen, die Gefahr
des Missbrauchs von Sitzgesellschaften zum Nachteil der Investoren zu
minimieren und die Verletzung anderer Rechtsvorschriften, darunter solcher des
Straf- und des Steuerrechts, zu verhindern. Unter den in Betracht kommenden
Massnahmen sei das Wohnsitzerfordernis als die am wenigstens restriktive
angesehen worden.

37.  Wie sich aus dem Urteil Bachmann®® ergebe, kénne die Notwendigkeit,
die effektive Durchsetzung des geltenden Rechts zu sichern, Beschrankungen der
Niederlassungsfreiheit rechtfertigen. Die von Liechtenstein mit dem Erlass des
Wohnsitzerfordernisses verfolgten Ziele seien auch vom Generalanwalt in seinen

’ EuGH C-237/94 O’Flynn./.Adjucation Officer, SIg.1996, 1-2617; EuGH C-204/90 Bachmann,
S19.1992, 1-249; EuGH C-111/91 Kommission./.Luxemburg, SIg.1993, 1-817; EuGH C-259/91,
C-331/91 und C-332/91 Allué u. a., SIg.1993, 1-4309.

10 Erklarung tber die Freiziigigkeit (ABI.1995 L 86, S. 80).

1 E-4/00 Bréandle, Urteil vom 14. Juni 2001, noch nicht verdffentlicht; E-3/98 Rainford-Towning
[1998] EFTA Court Report 205.

12 EuGH C-204/90 Bachmann, Slg.1992, 1-249.



Schlussantragen in der Rechtssache Clean Car Autoservice./.Landeshauptmann
von Wien®® anerkannt worden.

38. Im Urteil Centros™ scheine der Gerichtshof der Europaischen
Gemeinschaften  der  von  Liechtenstein im PGR  umgesetzten
Inkorporationstheorie den Vorzug zu geben. Wenn man aber diesem liberalen
Ansatz folge, sei es erforderlich, Massnahmen zur Beobachtung der
Gechéftstatigkeit zu erlassen, Korrekturmassnahmen zu ergreifen und im
Bedarfsfall einzuschreiten.

39. Im Urteil Alpine Investments™ habe der Gerichtshof der Européischen
Gemeinschaften ausgefiihrt, dass der gute Ruf des nationalen Sektors der
Finanzdienstleistungen ein zwingender Grund des Allgemeininteresses sein
konne, der Beschrankungen der Finanzdienstleistungsfreiheit zu rechtfertigen
vermoge. Da das beanstandete Wohnsitzerfordernis auf den gleichen objektiven
Erwdgungen beruhe, sei es gerechtfertigt. Insoweit sei auch auf das Urteil
Pastoors und Trans-Cap™® zu verweisen.

40. Das Wohnsitzerfordernis sei ein geeignetes, erforderliches und
angemessenes Mittel zum Schutz des guten Rufes des Sektors der
Finanzdienstleistungen.

41.  Die Wahrung des guten Rufes des nationalen Finanzdienstleistungssektors
moge ein allen Staaten gemeinsames Ziel sein, doch konnten je nach den
besonderen, systembedingten Umstédnden unterschiedliche Mittel zur Erreichung
dieses Zieles geeignet und erforderlich sein.

42.  In Liechtenstein seien die meisten Gesellschaften Sitzgesellschaften, deren
Geschéftstatigkeit im Ausland liege, wo die liechtensteinischen Behorden nur
begrenzten Einfluss und begrenzte Kontrolimoglichkeiten hatten. Abgesehen von
dem geforderten Wohnsitz eines Mitglieds der Verwaltung in Liechtenstein
konne die einzige Verbindung zwischen einer Sitzgesellschaft und Liechtenstein
die Eintragung sein.

43. Es bestinden wesentliche rechtliche und tatsdchliche Unterschiede
zwischen der vorliegenden Rechtssache und den Rechtssachen Rainford-
Towning” und Clean Car Autoservice./.Landeshauptmann von Wien'®. Die
Wohnsitzerfordernisse, um die es in jenen Rechtssachen gegangen sei, hatten fir
im Inland aktive Gesellschaften gegolten, wéhrend das Wohnsitzerfordernis im
vorliegenden Fall nur fir Sitzgesellschaften gelte. Sitzgesellschaften bedirften

13 Vgl. FN 3.

u EuGH C-212/97 Centros, Slg.1999, 1-1459.

1 EuGH C-384/93 Alpine Investments, Slg.1995, 1-1141.

16 EuGH C-29/95 Pastoors und Trans-Cap, Slg.1997, 1-285.
o Vgl. FN 4.

18 Vgl. FN 3.



einer strengeren Kontrolle. Insoweit sei auf das Urteil Arblade u. a.® zu
verweisen.

44.  Nach liechtensteinischem Recht hafteten Mitglieder der Verwaltung
grundsatzlich fir alle Schaden, die aus ihrem vorsétzlichen oder fahrlassigen
Handeln oder Unterlassen entstiinden. Um das ordnungsgemasse Funktionieren
des Sektors der Finanzdienstleistungen sicherzustellen, gentige es nicht, die
Haftung der Mitglieder der Verwaltung theoretisch  vorzusehen.
Haftungsanspriiche mdissten auch wirksam durchgesetzt werden konnen. Die
Durchsetzung setze eine hinreichende Verbindung zwischen der betroffenen
Gesellschaft und Liechtenstein voraus.

45.  Das Wohnsitzerfordernis sei zum Schutz der Investoren und Verbraucher
notwendig. Auf dem Gebiet des Zivilrechts sei die Vollstreckung von Urteilen
schwierig, da Liechtenstein dem Briisseler Ubereinkommen® und dem
Ubereinkommen von Lugano® nicht beigetreten sei. Die Anerkennung von
Haftungsanspriichen gegen ein nicht in Liechtenstein wohnhaftes Mitglied der
Verwaltung sei nicht gewéhrleistet. Auf dem Gebiet des Strafrechts kdnne ein
Urteil nur auf dem Wege der Rechtshilfe im Rahmen des Europdischen
Ubereinkommens tiber Rechtshilfe in Strafsachen vollstreckt werden, was ein
kompliziertes und zeitaufwendiges Verfahren bedeute. Das Wohnsitzerfordernis
stelle sicher, dass wenigstens einem der Mitglieder der Verwaltung das Risiko
personlicher Haftung oder strafrechtlicher Verantwortlichkeit bewusst sei, und
fordere so deren qualitatives Engagement in der Geschaftsfihrung von in
Liechtenstein eingetragenen Gesellschaften.

46. Eine wirksame Uberwachung setze voraus, wie der Generalanwalt in
seinen Schlussantragen in Clean Car Autoservice./.Landeshauptmann von Wien?
anerkannt habe, dass alle Unterlagen betreffend eine Sitzgesellschaft den
liechtensteinischen Verwaltungsbehdrden zugénglich sein missten. Insoweit sei
auch auf das Urteil Arblade u. a.” zu verweisen.

47.  Anders als in der Rechtssache Clean Car Autoservice./.Landeshauptmann
von Wien?* stelle im vorliegenden Fall die Mdglichkeit der Zustellung eines
Strafbescheids am Ort der Sitzgesellschaft keine gangbare Alternative dar. Nur
das in Liechtenstein wohnhafte Mitglied der Verwaltung sei fir die
liechtensteinischen Behdorden greifbar.

19 EuGH C-369/96 und C-376/96 Arblade u. a., SIg.1999, 1-8453.

20 Ubereinkommen vom 27. September 1968 iiber die gerichtliche Zustandigkeit und die

Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (ABI.1972 L 299, S.

32).
2 Vgl. FN 6.
2 Vgl. FN 3.
2 Vgl. FN 19.

24 Vgl. FN 3.



48.  Der vorliegende Fall unterscheide sich auch insofern vom Sachverhalt in
der Rechtssache Clean Car Autoservice./.Landeshauptmann von Wien?, als das
Erfordernis  einer  Sicherheitsleistung, um die  Vollstreckung von
Haftungsansprichen oder Geldstrafen gegen Mitglieder der Verwaltung zu
sichern, in der hier in Rede stehenden Situation hdchst problematisch sei, da die
mdoglichen Anspriiche die hinterlegte Sicherheit um ein Vielfaches (bersteigen
konnten.

49.  Auch eine Haftpflichtversicherung sei kein geeignetes Mittel, um die
Durchsetzung von Haftungsanspriichen gegen Verwaltungsrate sicherzustellen,
da eine solche Versicherung in der Regel grob fahrlassiges oder vorsatzliches
Handeln nicht decke und direkte Anspriiche Dritter ausschliesse.

50.  Gestltzt auf die vorstehenden Erwadgungen kommt die liechtensteinische
Regierung zu dem Schluss, dass das im Ausgangsverfahren streitige
Wohnsitzerfordernis objektiv gerechtfertigt sei und deshalb nicht der in Artikel
31 EWRA normierten Niederlassungsfreiheit zuwiderlaufe.

Die islandische Regierung

51. Die islandische Regierung tragt vor, die beanstandete nationale
Bestimmung laufe Artikel 31 EWRA (Uber die Niederlassungsfreiheit insofern
zuwider, als sie verlange, dass ein Mitglied der Verwaltung einer Gesellschaft
seinen bisherigen Wohnsitz aufgeben und einen Wohnsitz im fraglichen Land
begriinden musse, nur um dort eine Gesellschaft griinden zu kénnen.

52.  Unter Hinweis auf die Urteile Clean Car Autoservice./.Landeshauptmann
von Wien® und Rainford-Towning®’ macht die islandische Regierung geltend,
das Wohnsitzerfordernis stelle eine mittelbare Diskriminierung dar, da es auch
Beschrankungen des Rechts auf Erlangung einer Aufenthaltsbewilligung gebe.
Insoweit sei auch auf die Urteile Merino Garcia./.Bundesanstalt fir Arbeit®®,
Schumacker® und Kommission ./. Belgien*® zu verweisen.

53. Die streitige nationale Bestimmung koénne auch nicht aus Griinden der
offentlichen Ordnung oder Sicherheit nach Artikel 33 EWRA gerechtfertigt

werden, wie die Urteile Rainford-Towning™, Clean Car
% Vgl. FN 3.

2 Vgl. FN 3.

2 Vgl. FN 4.

28 EuGH C-266/95 Merino Garcia./.Bundesanstalt fiir Arbeit, SIg.1997, 1-3279.

2 EuGH C-279/93 Schumacker, Slg.1995, 1-225.

%0 EuGH C-203/98 Kommission./.Belgien, Slg.1999, 1-4899.

3 Vgl. FN 4.



Autoservice./.Landeshauptmann von Wien® und Regina./.Bouchereau® zeigten.
Die hier vorliegenden Angaben liessen nicht erkennen, dass ohne ein solches
Wohnsitzerfordernis grundlegende gesellschaftliche Belange ernsthaft gefahrdet
waren.

Die norwegische Regierung

54.  Die norwegische Regierung ist der Ansicht, dass das streitige Erfordernis
des dauernden Wohnsitzes mit der in Artikel 31 EWRA normierten
Niederlassungsfreiheit unvereinbar sei. Das Erfordernis gelte zwar fir
liechtensteinische Staatsbiirger und Staatsangehorige anderer EFTA-Staaten
gleichermassen, doch laufe es auf eine versteckte Diskriminierung hinaus. Dies
ergebe sich aus der Rechtsprechung® des Gerichtshofs der Europaischen
Gemeinschaften und des EFTA-Gerichtshofs. Zur Rechtfertigung der
beanstandeten nationalen Bestimmung seien keine objektiven, von der
Staatsangehorigkeit unabhéngigen Erwégungen vorgetragen worden.

55.  Unter Bezugnahme auf das Urteil Bond van Adverteeders
u.a../.Niederlandischer Staat® macht die norwegische Regierung geltend, die
maoglichen Grunde fir die Rechtfertigung einer diskriminierenden nationalen
Massnahme seien in Artikel 33 EWRA abschliessend aufgeftihrt. Diese Griinde
mussten eng ausgelegt werden.

56. Der Sachverhalt biete keinen Anhaltspunkt dafir, dass irgendein
grundlegendes 6ffentliches Interesse beeintrachtigt wére, wenn nicht wenigstens
ein  Mitglied derVerwaltung einer Gesellschaft dauernd in Liechtenstein
wohnhaft ware. Zur Substantiierung des Vorbringens, die Qualitat der
liechtensteinischen Gesellschaften misse verbessert werden, seien keine
Uberzeugenden Argumente vorgetragen worden.

57. Die norwegische Regierung kommt zu dem Ergebnis, dass die
beanstandete nationale Bestimmung nicht durch Grinde der 6ffentlichen
Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit im Sinne des Artikels 33 EWRA
gerechtfertigt werden konne.

2 Vgl. FN 3.
3 EuGH 30/77 Regina./.Bouchereau ,Slg.1977, 1999.
34 EuGH 152/73 Sotgiu./.Deutsche Bundespost, Slg. 1974, 153; EuGH C-3/88

Kommission./.Italien, SIg.1989, 4035; EuGH C-266/95 Merino Garcia./.Bundesanstalt flr
Arbeit, Slg.1997, 1-3279; EuGH C-350/96 Clean Car Autoservice./.Landeshauptmann von Wien,
S1g.1998, 1-2521; E-3/98 Rainford-Towning [1998] EFTA Court Report 205.

® EuGH 352/85 Bond van Adverteeders u.a../.Niederléndischer Staat, Slg.1988, 2085



Die EFTA-Uberwachungsbehorde

58. lhre Er6rterung der Frage, ob die beanstandete nationale Bestimmung
Artikel zuwiderlaufe, leitet die EFTA-Uberwachungsbehorde mit der Bemerkung
ein, dass das Wohnsitzerfordernis keine unmittelbare Diskriminierung bewirke.
Die Erteilung einer Bewilligung hange nicht davon ab, dass der Antragsteller die
liechtensteinische  Staatsangehorigkeit  besitze. In Ermangelung  von
Anhaltspunkten fiir das Gegenteil bewirke das Wohnsitzerfordernis aber eine
mittelbare Diskriminierung &hnlich derjenigen in der Rechtssache Rainford-
Towning®. Die Beweislast dafiir, dass die nationale Bestimmung auf objektiven
Erwdgungen beruhe, die nichts mit der Staatsangehdrigkeit zu tun héatten, trage
die Partei, die dies geltend mache.

59. Die hier vorliegenden Angaben liessen nicht erkennen, dass das
Wohnsitzerfordernis aus Grunden der 6ffentlichen Ordnung im Sinne von Artikel
33 EWRA gerechtfertigt wére. Der Begriff der ¢ffentlichen Ordnung setze das
Bestehen einer wirklichen, hinreichend schwerwiegenden Geféhrdung eines
grundlegenden gesellschaftlichen Interesses voraus. Die einzige Erwdagung, die
zur Begriindung des Wohnsitzerfordernisses vorgetragen worden sei, sei die
Notwendigkeit, die Qualitat der liechtensteinischen Holding-Gesellschaften und
Hauptverwaltungen zu verbessern. In Ermangelung anderer Argumente fur das
beanstandete Wohnsitzerfordernis und von Angaben, aus denen hervorginge,
dass zwischen Geschaftsfiihrern und Mitgliedern der Verwaltung entscheidende
Unterschiede bestiinden, konne der EFTA-Gerichtshof die Rechtfertigung durch
schlichte Bezugnahme auf das Urteil Rainford-Towning® verneinen. Wenn es
andere, legitime Belange als diejenigen gebe, die in jener Rechtssache verworfen
worden seien, so konne ihnen mit einem weniger restriktiven Erfordernis
beruflicher Anwesenheit in Liechtenstein Rechnung getragen werden, einem
Erfordernis, das der Beschwerdefiihrer bereits erfille.

60.  Zur weiteren Stltzung ihrer Auffassung beruft sich die EFTA-
Uberwachungsbehorde auf die Urteile des Gerichtshofs der Europdischen
Gemeiggchaﬁen in den Rechtssachen Factortame®® und Ramrath./.Ministre de la
Justice™.

Die Kommission der Europdaischen Gemeinschaften

61. Die der Kommission der Europaischen Gemeinschaften sieht in dem
streitigen Wohnsitzerfordernis eine Beschrankung der in Artikel 31 EWRA
normierten Niederlassungsfreiheit. Die Ausfuhrungen des EFTA-Gerichtshofs im

% Vgl. FN 4.
3 Vgl. FN 4.
i EuGH C-221/89 Factortame u. a., Slg.1991, 1-3905.

% EuGH C-106/91 Ramrath./.Ministre de la Justice, Slg.1992, 1-3351.



Urteil Rainford-Towning® hatten auch fiir den vorliegenden Fall Geltung. Uber
die vom EFTA-Gerichtshof in jener Rechtssache angezogenen Urteile des
Gerichtshofs der Européischen Gemeinschaften hinaus verweist die Kommission
auf die kirzlich ergangenen  Urteile  Kommission./.Italien**  und
Kommission./.Italien*.

62. Nach Ansicht der Kommission ist eine solche Beschrankung nicht aus
Grunden des Allgemeininteresses im Sinne von Artikel 33 EWRA gerechtfertigt.
Insoweit genuge der Hinweis auf die Begrindung des Urteils Rainford-
Towning™®.

Per Tresselt
Berichterstatter

40 Vgl. FN 4.
4 EuGH C-162/99 Kommission./.Italien, Urteil vom 18. Januar 2001 (noch nicht veréffentlicht).
42 EuGH C-263/99 Kommission./.Italien, Urteil vom 29. Mai 2001 (noch nicht ver6ffentlicht).

43 Vgl. FN 4.



	I. Einleitung 
	II. Rechtlicher Hintergrund 
	III. Sachverhalt und Verfahren 
	IV. Fragen 
	V. Schriftliche Erklärungen 
	Dr. Martin Franz Pucher 
	Die Regierung des Fürstentums Liechtenstein 
	Die isländische Regierung  
	Die norwegische Regierung 
	Die EFTA-Überwachungsbehörde 
	Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 

